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Hochschulsponsoring

öffentlich-rechtliche und steuerrechtliche Aspekte

L Erscbeinwngsformen des Hochschulsponsoring

Seit der Abschaffung des Dotationssystemsl Anfang des lg.Jahrhunderts

werden Universitäten ganz überwiegend direkt vom Staat alimentiert. Sin-

kende oder auch nur stagnierende staatliche Zuweisungen bringen die

Hochschulen jedoch zunehmend in finanzielle Schwierigkeiten. Die allge-

genwärtige Mittelknappheit bedroht den Standard von Forschung und Leh-

re, und zwar nicht mehr nur in den auf teure technische Einrichtungen an-

gewiesenen naturwissenschaftlichen Fakultäten. Auch die geisteswissen-

schaftiiche Forschung und Lehre leidet unter Einsparungen. Vor a1lem dre

Anschaffung von Fachliteratur und der heutzutage unerläßliche, adäquate

Zugangzu elektronischen Medien werden durch Etatkürzungen gefährdet.

In dieser Situation finanzieller Not werden neue Finanzquellen in der

Kooperation mit der \flirtschaft entdeckt. Eine dieser Kooperationsfor-

men ist das Sponsoring2. In den 60erJahren als Sportsponsoring entstan-

den, mittlerweile im Kultursektor ebenfalls fest etabliert, hält das Sponso-

ring allmählich auch in den Universitäten Einzug' lVährend sich das Wis-

senschaftssponsoring im Jahre 1997 auf nur 20 Mio. DM belief, wird bis

zum Jahr ZOOz ^;t einer Steigeru ng a,tf 170 Mio. DM pro Jahr gerechnet3.

1 S.hierzu Rollrnann, Die Universität als Wirtschaftsunternehmen, Berlin 1987,

S. 13 ff.Bley,DielJniversität als Vermögensträger, Freiburg 1963, S. 13.
2 Daneben erfreut sich auch das sog. Merchandising, d.h. der Verkauf von Produk-

ten, die in engem Zusammenhang mit der wissenschaftlichen Einrichtung stehen, als

Einnahmeque-ile wachsender Beliebtheit. Zusammengefaßt wird die systematische und

professionille Mittelbeschaf{ung gemeinnütziger Körperschaften und Körperschaften

äes öffentlichen Rechts mit gemeinnütziger Zielsetnng unter dem Begriff des ,,fund

raising..: Beschaffungsmarketing von Non-Profitorganisationen, bei dem die benötig-

ten Rissourcen ohne marktadäquate Gegenleistung beschafft werden, s. hierzu Hein-

rich s, Kulturpolitik und Kulturfinanzierung, München L997,S. 1,83.
3 Scbafei, in Hochschulübergreifende Fortbildung (Hrsg.)' Möglichkeiten und

Grenzen der wirtschaftlichen Betätigung von Hochschulen, Dokumentation zum

Vorkshop am 18,-19.  Juni ,  S.  14;  Pohl ,DUZ 13/1999, S.  16 bezi f fer t  d ie Summe al ler
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Häufig wird die Suche nach privaten Geldgebern in Fördervereinen mit
dem satzungsmäßigen Zweck der Unterstützung einzelner Institute oder
Fakultäte n ausgcgliederta. Daneben kommt es aber auch zum unmittelba-
ren Sponsoring von Universitäten oder einzelnen Fakultäten und Lehr-
stühlen, dessen besondere Probleme im Zentrum dieser Untersuchung
stehen.

Vom schlichten Mäzenatentum hebt das Sponsoring sich ab durch die
Verbindung des Guten mit dem Nützlichen. Sponsoring läßt sich definie-
ren als die Gewährung von Geld oder geldwerten Vorteilen an Personen,
Gruppen oder Organisationen zur Erfüllung gemeinnütziger Aufgaben,
wobei regelmäßig zugleich eigene unternehmensbezog ene Ziele der Wer-
bung oder Öffentlichkeitsarbeit verfolgt werdens. Dabei sind die Grenzen
zwischen Mäzenatentum und Sponsoring fließend. Auch der ,,edle Spen-
der" bleibt keineswegs immer anonym, sondern freut sich am öffentlichen
Dank und wird durch diesen beflügelt. Für den Sponsor ist das Bekannt-
machen seines Engagements jedoch anders als ftir den Mäzen unabdingba-
re Voraussetzung für die Zuwendung. Denn gerade in der Öffentlichkeit
der Spende liegt der Nutzen für das LJnternehmen.

Aus der Vielfalt möglicher Sponsoring-Sachverhalte lassen sich exem-
plarisch zwei Fälle herausgreifen:

direkten Zuwendungen an Universitäten aus der Privarwirtschaft mit 1 Mrd. DM p.a.
Das Sponsoringvolumen wird (für das Jahr 1992) mit insgesamt 1,5 Mrd. DM angege-
ben; davon entfallen 950 Mio DM auf Sport, 350 Mio auf Kultur und 200 Mio auf den
sozia len Bereich,  s.  Stobbe, DSIZ 1994, S.583.

a Einer der Gründe dafrir, daß eine Ausgliederung der Förderung auf private ge-
meinnützige Vereine einer direkten Unterstützung der Universität vorgezogen wird,
liegt in der aufwendigen Verwaltung des Körperschaftsvermögens, in das direkte Spen-
den an die Univers i tät  f l ießen, s.  Schuster ,  in Handb. d.  VissR,2.Auf l . ,  1,996,Pd.1,
s . 1 0 6 1 ,  1 0 8 5 .

5 Verkürzte Viedergabe der im sog. Sponsoring-Erlaß (BMF-Schreiben v. 18.2.
1998, BSIBl. 1 1998, 5.212) verwendeten Begriffsbestimmung. In dieser weiten Defini-
tion erfaßt der Begriff Sponsoring auch das Mäzenatentum, bei dem altruistische Mori-
ve der Förderung im Vordergrund stehen und der Mäzen keinerlei Gegenleistung ver-
langt oder erwartet. Im engeren Sinne wird Sponsoring definiert als die Hingabe von
Fördermitteln, der in irgendeiner Form eine Gegenleistung des Gesponsorten gegen-
übersteht. Vgl. auch die Legaldefinition in,*$7 Abs.1 Rundfunkstaatsvertrag, S22c
Abs. 1 LRG N'W: ,,Sponsoring ist der Beitrag einer natürlichen oder juristischen Per-
son oder einer Personenvereinigung, die an Rundfunktätigkeiten oder an der Produk-
tion audiovisueller Verke nicht beteiligt ist, zur direkten oder indirekten Finanzierung
einer Sendung, um den Namen, die Marke, das Erscheinungsbild der Person, ihre Ta-
tigkeit oder ihre Leistungen zu fördern." Zum Begriff und W'esen des Sponsoring s.
auch Booclts, Sponsoring in der Praxis, Neuwied 2A00,5.127.
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Allgemeine Imagepflege wnd Kund.en'@erbangi lJnternehmen sPenden

Sa.hmittel oder einen Geldbetrag zur Aussratrung einer Fakultät mit
personal- und Lehrmitteln oder zur unterhalrung universitärer Bau-

ten6. Hierfür dankt die Universität auf einer Hinweistafel oder im Uni-

versitätsjournal, indem sie den Namen des Spenders, evenruell unter

Verwendung des Firmenlogos, nennt (Fremduerbwng). Eine besondere

.Form interaktiver Verbindung von Dank und Süerbung bietet das In-

ternet. So kann auf der Homepage der gesponsorten Einrichtung auf

den Sponsor hingewiesen und ein Link auf dessen Homepage geschal-

tet vrerden. Bei entsprechend großen Spenden kommt auch die Benen-

nung einer Einrichtung, etwa eines Hörsaals oder eines Lehrstuhls

.r".h d.* Sponsor in Betracht. Gleichzeitig wird dem lJnternehmen

g€srarter, sich in eigenen \Terbebroschüren als Förderer der Hochschu-

ie zu bezeich nen (Eigenzaerbwng). Diese Fälle können aus der Sicht der

3;:::*" 
zusammenfassend als allgemeine Imagewerbung bezeichnet

Mitarbeiteruterbungt lJnternehmen mit fachlichem Bezug zur geförder-

ten Fakultät sponsern eine Veranstaltung, z. B. ein Studentenseminar, eine

Tagung, eine vorlesung oder ein bestimmtes Projekt. Dafür bedingen sie

sich aus, sich den anwesenden Srudenten als potentielle Arbeitgeber vor-

zustellen. Den Sponsoren geht es dabei nicht um allgemeine Image- und

Kunden.werbung, sondern um gezielte Mitarbeiterwerbung. Angesichts

der Probleme der lWirtschaft, qualifizierten Nachwuchs zu gewinnen,

liegr hierin aus IJnternehmenssicht ein besonderer Reiz des Universitäts-

spo.,soring7, dürften die Zuwendungen an die universität doch weit hin-

ter den Kosten für professionelles Headhunting zunickfallen.

Derartige Kooperationen zwischen \flirtschaft und \fissenschaft wer-

fen eine Fülle rechtlicher Fragen auf8. Einer der Gründe, warum das

Hochschulsponsoring bisher recht schleppend anläuft, dürfte in der weit-

gehenden Unsicherheit über die rechdichen Rahmenbedingungen liegen'

Zwar existieren erste, vom Stifterverband der \Tissenschaft unterstützte

6 Denkbar ist ferner das Sponsoring von sog. campusradio, das im unterschied zur
'$üerbung 

von $ 33a Abs. 1 S.4 LRG N\f gestattet wird, vgl' hierzu Gertb,ZUM 1996'

s.847 It.
7 Zu djeser Motivationslage auch Pohl, D\JZ 13/1999, S.16; Westebbe, in lvest-

ebbe/Winter/Trost (Hrsg.), Hochschul-Sponsoring, Stuttgan 1997' 5. 1'7' - "8 Siehe z.B. zu Sponsoring und Europarecht Lange, E\7S 1998, S. 189 ff'; zu Spon-

soring und Medienrecht Heining-Bod.euig, ZLJM 1'997, S' 6J3 ff .; zu Sponsoring und
'$üettÜ.werbsre 

chr Sach,AfP 199 f, 704 ff';ferner'Weiand, Kultur- und Sportsponsoring

im deutschen Recht unter besonderer Berücksichtigung urheber-, medien- und wettbe-

werbsrechtlicher Aspekte, Berlin 1993.
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Marketingkonzepte für ein Hochschulsponsoringe. Die Rechtsfragen
wurden dabei jedoch weitgehend ausgeklammert. In der bisherigen, eher
zurückhaltenden Sponsoringpraxis dürften hochschul- und verfassungs-
rechtliche Grenzen auch kaum einmal aktuell geworden sein. Für dieZu'
kunft des Hochschulsponsoring ist es indes unerläßlich, Klarheit über
mögliche rechtliche Grenzen zu gewinnen. Daher soll im folgenden der
Versuch unternommen werden, die hochschul- und verfassungsrechtli-
chen Vorgaben des Hochschulsponsoring zu klären. Von besonderem In-
teresse sind daneben die steuerrechtl ichen Konsequenzen des Hochschul-
sponsoring.

I I. Hocbschul- und verfassungsrecbtlicbe Aspehte

1. E infach ge s etz lich e Rah menb e d.ingungen

a) H aushahsrechtLicb e Einordnung

Haushaltsrechtl ich gehören Sponsoringeinnahmen einer Fakultät oder
lJniversität, soweit sie mit Mitteln des Körperschaftsvermögens erwirt-
schaftet werden, zum KörperschaftsvermöCen (S 105 Abs. 1 S.2 UG
NW)to. Dies ist z.B. dann der Fall, wenn dem Sponsor'!üerbeflächen auf
dem Universitätsgelände überlassen werden oder der Abdruck des Uni-
versitätssiegels in eigenen 

'Werbebroschüren 
gestattet wird. Aber auch

wenn eine so eindeutige Zuordnung der Zuwendung nicht möglich ist,
werden Zweifel über den Zuwendungsempfänger kaum auftreten. Da der
Sponsor seinen Imagegewinn aus der lJnterstützung der Universität bzw.
der Fakultät bezieht, wird er die Zuwendung in der Regel in das Körper-
schaftsvermögen ($ 105 UG N\0 und nicht in das der Unterhaltung der
Hochschulen dienende Landesvermögen leisten wollen. Nicht das Land
soll entlastet, sondern die Universitärbzw. die Fakuldt mir zwsätzlicben
Mitteln ausgestattet werden. Allerdings sieht $ 105 Abs. 15.3,2. HS UG
NW vor, daß die Zuwendung in das Körperschaftsvermögen ausdrücklich
bestimmt werden muß.

e Hermanns/SucArotu, $üissenschafts-Sponsoring, Berlin 1.995; Westebbe/Winter/
Trost (Hrsg.), Hochschul-Sponsoring. Von der Theorie zur Praxis, Sruttgart 1977; Her-
manns/Glogger, Management des Hochschulsponsoring, Neuwied 1998.

1a Schuster ,  Handb. des WissR,2.  Auf l . ,  1996, S.  1061, 1084.
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b) Sponsoring als Drittmittelforschwng i.S. tton 5 2t HRG?

Sponsoring führt der Universität außerbudgetäre Drittmittel zu, so daß die

Anwendung der in $ 25 HRG, S 98 UG NrW normierten Regelungen über

die Drittmittelforschungll naheliegt. Nach $ 25 Abs' 1 S. 1 HRG' S 98

Abs. 1 S. 1 UG N\ü haben universitätsangehörige Wissenschaftler einen

Rechtsansprucb daravf, innerhalb der Universität Drittmittelforschung

drirchzuführen. Dies schließt das Recht, Drittmittel aktiv einzuwerben,

ein12. Damit bringt $ 25 HRG zum Ausdruck, daß die Finanzierung von

dritter Seire nicht nur geduldet wird, sondern aktiv zu fördern ist. Ließe

sich das Sponsoring als Drittmittelforschung darstellen, so bestünde ein

Recht der universitätsangehörigen vissenschaftler, sich sponsern zu lassen.

Von der Drittmittelforschung wird sich das Universitätssponsoring je-

doch in vielen Fällen durch die von der Universität zu erbringende kom-

munikative Gegenleistung unterscheidenl3' Dem Sponsor geht es in der

Regel nicht darum, eine bestimmte Forschungsleistung zu unterstützen

oder Forschungsergebniss e zum Zwecke eigener privatwirtschaftlicher

Verwendung zu initiierenl4, sondern um die Erlangung einer \ferbelei-

stung im weitesten Sinne. Anders als die Forschungsleistung, bei der es

sich um eine der gesetzlichen Aufgaben der Hochschule handelt ($ 2

Abs. 1 HRG), ist das Erbringen von \Werbeleistungen nicht von der Vis-

senschaftsfreiheit des Art. 5 Abs. 3 GG, die den Hintergrund des Rechts

auf Drittmittelforschung bildet15, gedecktl6' Der Bezug des Sponsoring

r1 Drittmittel sind Gelder Privater, der Industrie, aber auch von öffentlicher Seite,

soweit über sie außerhalb der haushaltsmäßig bereitgestellten Mittel verfügt werden

kann; s. Chr. Rollmann (Fn. i), S. 67; Karpen (Fn. Wissenschaftsfreiheit und Hoch-

schulfinanzierung, Berlin 1983), s. 39. In der Regel erfolgt die vergabe von Drittmitteln

projekt-  oder personenbezogen (Blurn/Kaufmann, \ü issR 8d.18 (1985) '  S.1 '  15) '

Haushultsrechtlich sind Drittmittel Zuwendungen iS von $ 23 BHO.
12 Erklärtes Ziel des Gesetzgebers war es, durch Einfügung von $25 HRG die ln-

itiative zur Einwerbung von Drittmitteln zu fördern, BT-Drucks. 1,0/225,5.3.
13 Gegen die Einordnung des Sponsoring als Drittmittelforschung auch P. Lynen,

Rundfunk als Hochschulaufgabe, Diss. Köln 2000, Rn. 120'
ra vgl. auch Trute,Die Forschung zwischen grundrechtlicher Freiheit und staatli-

cher InJtitutionalisierung, Habil. Heidelberg/Tübingen 1994, S. 434, der Zuwendun-

gen Dritter in Form von 5p.trd"n, Schenkungen und Stiftungen als weitgehend indiffe-

rent gegenüber spezifischen Zwecksetzungen bezeichnet.
'{ öhr. Roll*onn (Fn.7), S.23. Die gesetzliche Ausgestalrung der Drittmittelfor-

schung läßt sich allerdings nur mittelbar auf die Forschungsfreiheit zurückführen, zu-

treff.rd Sandberger, in Handbuch des 
'$üissR, 

2.Aufl', Berlin 1996 Abschnitt 40,

s.1og3f. Jedoch iäme ein verbot von Drittmittelforschung einem Verbot konkreter

Forschungsvorhaben gleich, wenn ein Projekt nicht anderweitig finanzierbar ist, wäh-

rend es belm Sponsoring in der Regel nur um eine Verbesserung der Grundausstattung

eeht.
16 Vsl. auch RdErlaß des M!?F NrW v 1. 8.7984 zu S 98 UG N$f, GAbl' N\ü 8/84
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z.ur Visscnschaftsfreihcit ist lediglich ein mittelbarer. $ 25 HRG kann

nicht dahingeher.rd interpretiert werden, daß die Berechtigung zur Dritt-

mittelforschu ng jede Form des Einwerbens dieser Drittmittel mitumfaßt'

Beschränkt sich die Universität hingegen auf öffentlichen Dank für die

Zuwendung von Drittmitteln, so läßt sich das Sponsoring als ein von $ 25

HRG mitumfaßtes Einwerben von Drittmitteln darstellenlT' Dasselbe gilt,

wenn dem Sponsor iediglich gestattet wird, in seiner eigenen Öffentl ich-
keitsarbeit auf die Kooperation mit der Hochschule hinzuweisen. Derar-

tige Formen des öffentlichkeitswirksamen Hinweises auf den Zuwen-

dungsgeber stehen in engem sachlichem Zusammenhang mit dem Emp-

fang der Drittmittel. Das Offenlegen des Sponsoring dient zumindest

auch der Tran sparenz und öffentlichen Kontrolle der Forschungsfinanzie-
rungiS.

c) Sponsoring als Ausdruch der Selbstveruabungsautonomie
der Hochscbule?

Möglicherweise läßt sich die Zulässigkeit werbender, d. h. erwerbswirt-

schaftlicher Tätigkeit der Universität im Rahmen des Sponsoring darüber

hinaus aus der Selbstverwaltungsgarantie des $ 58 Abs' 1 S' 3 HRG ablei-

ten. Zwar bezieht sich die Selbstverwalrungsautonomie der lJniversität

gerade nicht auf die Finanzierung, weil es sich hierbei um eine staatliche

Aufgabe handeltle. Die Hochschule besitzt, wie sich auch aus $ 59 Abs.2

HRG ergibt, keine umfassende Finanzautonomie2o' Anders verhält es sich
jedoch, soweit sich die im Rahmen des Sponsoring zu erbringende Gegen-

leistung als Bewirtschafrung des Körperschaftsvermögens darstellt' Die

Ziff 1,: .Dienstleistungen, die von der Hochschule ohne besonderen Erkenntniswert

für die Forschung durchgeführt werden", gehören nicht zu den Drittmittelprojekten,

sondern sind dem eigenen Erwerb zuzurechnen'
17 Zur Möglichkeit der Anwendung des Drittmittelrechts auf das Hochschulspon-

soring s. auch Janson, in Westebbe/Winter/Trost (Hrsg.), Hochschul-Sponsoring,

Stut tgart  1997,5.61.
r8 Die Bedeutung der Information der Öffentlichkeit über die Tätigkeit der Hoch-

schulen kommt in $ 3 Abs. 8 UG NSü deutlich zum Ausdruck, wo die Unterrichtung

der Öffentlichkeit über die Erfüllung der universitären Aufgaben zwingend angeord-

net wird. Zweifelnd zu der Doppelfunktioi des Hinweises auf den Sponsor (\?erbung

und Aufklärung) im Hinblick auf'die Praxis des Sendungssponsoring allerdings Hen-

ning-Bodewig,ZUM 1997, S. 633, 638.
le Karpen (Fn,  1 1) ,  S.  20.
20 Klutb, Funktionelle Selbstverwaltung, Tübingen 1997, S'52; Tomerius, Die

Hochschulautonomie und ihre Einschränkungen beim Zusammenwirken von Land

und Hochschule,  Heidelberg 1996, S.98'
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Verwaltung des Körperschaftsvermögens isr von der Selbswerwaltungs-

garantie der Universität gedeckt2l.
Indes läßt sich aus der Zuordnung einer Tätigkeit zum Bereich der

Selbstverwaltung nicht auf Einzelheiten der Zulässigkeit des erwerbswirt-

s.chaftlichen Tätigwerdens schließen. Dies zeigen schon die engen Gren-

zen, die das Gemeinderecht einem erwerbswirtscha{tlichen Tätigwerden

der Gemeind e setzt2z. Deshalb kann aus der selbstverwahungsautonomie

der universitäten die generelle Zulässigkeit jeder Form von sponsoring

nicht gefolgert werden.

d) K e in e an derza e itige n e infacb ge s e tz licb e n Vor ga b en

Anderweitige einfachgesetzliche vorgaben existieren für das Hochschul-

sponsoring als Erwerbsquelle nicht. Der erwerbswirtschaftlichen Betäti-

grr.rg uo, Kommunen werden in den Gemeindeordnungen ausdifferen-

trrri" Grrntrn gesetzt. Der Rundfunkstaatsvertrag und die Rundfunkge-

setze der Länder enthalren umfangreiche Regeln, um die unabhängigkeit

eines partiell werbe- und sponsoringfinanzierten öffentlich-rechtlichen

Rundfunks zu gewährleisten. Die Zulässigkeit der erwerbswirtschaftli-

chen Tätigkeit von Hochschulen wird hingegen - über die Drittmittelfor-

schung hinaus - weder im Hochschulrahmengesetz noch in den Hoch-

schulgesetzen der Länder thematisiert. Auch die Haushaltsordnungen des

Bundes und der Länder enrhaken keine Vorgaben für das Erwirtschaften

von Mitteln durch die lJniversität, sondern regeln ausschließlich deren

Bewirtschaftung.

2. Vereinbarbeit des Sponsoring rnit der Freiheit aon Forschwng

wnd Lebre (Art.5 Abs3 S. 1 GG, S 3 HRG)?

Aussagen über Zulässigkeir und Grenzen eines aktiven Tätigwerdens der

universirät im Rahmen des Hochschulsponsoring müssen daher unmit-

telbar aus der Verfassung, das heißt aus Art' 5 Abs' 3 S. 1 GG' gewonnen

werden.
Die 'Wissenschaftsfreiheit des Art' 5 Abs' 3 S. 1 GG ist nicht nur Ab-

wehrrechr gegenüber staatlichen Eingriffen, sondern schließt als objektiv-

2t 
5 107 Abs.2 Nr. 2 Buchst. b UG NW nimmt aus der Auf-zählung der staatlichen

AngelJgenheiten die Verwaltung der Vermögensgegenstände, die zum Körperschalts-

,r"räög"".t gehören, ausdnickiich aus; s.hterzu Karpen (Fn 11), S. 49; Scbuster, Handb'

des'$?' issR, 2.  h) f l . '1996,  S.  i061,  1084.
22 s.  (  107 Go Ns(.
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rechtiiche $üertentscheidung das Einstehen des Staates für eine freie \fis-

senschaft, seine Mitwirkung an ihrer verwirklichung ein23. Den Staat trifft

eine Schutz- und Förderungspflicht2a. Diese Schutz- und Förderungs-

pflicht umreißt das spannungsfeld zwischen sraarlicher Finanzierung und

erwerbswirtschaftlicher Betätigung von Universitäten. Einerseits darf sich

der Staat nicht in einem Maße aus der Hochschulfinanzierung zvrückzie-

hen, daß eine finanziell unabhängige Forschung und Lehre unmöglich

wird2s. Andererseits muß er mit dem Rückzug aus der Vollfinanzierung

den Universitäten Freiräume zur Generierung eigener Mittel zugestehen.

Denn eine ausreichende finanzielle Ausstattung ist Grundvoraussetzung

für Forschung und Lehre26.
Ohne private lJnterstützung besteht die Gefahr, daß in Zukunft be-

srimmre iehrangebore oder Forschungsinhalte nicht oder jedenfalls nicht

in der angestrebten Qualität erbracht werden können. Eine stärker privat-

wirtschaftlich orientierte Forschungsfinanzierung zielt zudem nicht nur

auf die Kompensation von Haushaltsdefiziten, sondern verfolgt im Zei-

chen des \üissenschafrstransfers eine engere Kooperation mit der \firt-

schaft. Schließlich verspricht das eigenwirtschaftliche Tätigwerden der

Universität in besonderem Maße Freiheit gegenüber denZielvorgaben ex-

rerner Finanzierung. Einflußnahme ist nämlich auch bei einseitig staatli-

cher Finanzierung nicht auszuschiießen, im Gegenteil, erst die heterogene

Finanzierung von staatlicher und privater Seite garantiert eine pluralisti-

sche freie'!7issenschaft27.
Dies schließt jedoch eine Gefährdung der Unabhängigkeit von For-

schung und Lehre durch das Hochschulsponsoring im konkreten Einzel-

fall nicht aus. Die Ambivalenz der \üerbefinanzierung hat das BVerfG am

Beispiel des öffentlich,rechtlichen Rundfunks herausgearbeitet: Einer-

seits stärken Werbeeinnahmen als Alternative zur staatlichen Finanzie-

rung die unabhängigkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, anderer-

seirs bergen sie die Gefahr einer Verengung der Programmvielfaltzs.zu-

dem hat ä"s BVerfG festgesrellt, daß für den öffentlich-rechtlichen Rund-

funk kein verfassungskräftig.r Recht auf die Eröffnung von\(erbung als

Finanzierungsquelle besteht, solange seine funktionsgerechte Finanzie-

rung im übrigen gesichert ist2e. Die Pflicht des Staates zur Gewährleistung

ei.re'r fu.rkcio.,rg....ht.., Finanzierung leitet das Gericht aus der verfas-

sungsrechtlichen Bestands- und Entwicklungsgarantielo des öffentlich-

...h1lich.r, Rundfunks (Art, 5 Abs. 1 S. 2 GG) ab31. Für das Sponsoring

als Form der indirekten'Werbung gelten vergleichbare verfassungsrechtli-

che Anforderungen wie für die tVerbung32.

Für Universitären ist das Recht auf die Durchführung kommerzieller

Fremdwerbung bisher nicht näher erörtert worden33. Es lassen sich aller-

dings gewisse iarallelen zu Rundfunkwerbung und -sponso ring.ziehen3a .

Eb;; wie die unabhängigkeit der Berichterstatrung isr auch die unab-

hängigkeit der \flissenschaft eine der tragenden objektiven 
'wertentschei-

d""!ä der Verfassung. Deshalb kann die .Wissenschaftsfreiheit, auch

*"rri'r Urrirr.rsität und Fakultät selbst grundrechtsberechtigt sind, nicht

zur Disposition der sraatlichen Hochscl.ule gestellt werden35. Vielmehr ist

gerade äie staadiche Hochschule in besonderem Maße Garant unabhängi-

[er 
.wisse.rschaft. Die \fissenschaftsfreiheit berechtigt die Universität

ii.h, .r,r., sondern verpflichtet sie auch. Zvdemist die Universität als Kör-

perschaft des öffentlichen Rechts nur innerhalb des ihr zugeordneten Le-

tensbereichs der .wissenschafr grundrechtsberechtigt. Deshalb greift die

Grundrechtsgaranrie nur dann ein, wenn sich der Effekt der'sü.erbung für

a BVerfG v.22.2.1994, BVerfGE 90,  S.  60'  91.
2e BVerfG v.6. 10. 1992, BVerfGE 87, S. 181, Degenhart, in Bonner Kommentar'

GG Art .5 Abs.  1 und 2,  Rz.  738 (Stand APri l  1999).
r0 S. auch $ 1O Abs. 1 Rundfunkstaatsvertrag.
r1 BVerfiv. 4. 11. l986,BVerfGE 73, S. 1 18, 158; BVerfG v' 24' 3' 1982 BVerfGE

74 ,5 .297 ,324 t , ;BYe r fGv .5 .2 ' 1991 ,BVe r fGE  83 ,  S ' 238 ,  298 ,3ß ;  BVe r fGv '  6 '  10 '

1992, BVerfGE 8Z S. 181,  198;  BVerfG v.22'2.1994, BVerfGE 90,  S'  60'  90 '
t; Drgerbort,in Bonne, Kommentar, GG Art. 5 Abs l und 2,Rz' 739 (Stand April

19ee).
3i Chr. Roll*onn (Fn.I), S.1Z4f. wirft die Frage der kommerziellen Fremdwer-

bung zwar 
"r.,f, 

*e.rd"t si.h da.,r, aber nur der Zulässigkeit.der.Eigenwerbung der

Uniiersität zu. p Lynen (Fn.13), Rn. 109, bejaht die Fragerorsichtig, soyeit es sich um

eine Anrextätigkeii hanielt, die nur dazu dienr, die Erfüllung der eigentlichen Hoch-

schulaufgaben zu ermöglichen.
ra Däartige Parallelen sieht auch Tomerius (Fn. 2O), S. 102 f.. Nach Trute (Fn. 1a),

S.42g, gilt 
"llädi.rg, 

für den Bereich der Universität die Pflicht des Staates, vor selek-

tirer Eäflußnahmä einzelner zu schützen, nicht in dem Maße wie etwa im Bereich der

Rundfunkfreiheit.
35 Blwm, Hochschulmanagemenr, Baden-Baden 1988, s,45; anders cbr. Rollmann

(Fn .  1 ) ,  S .74 .
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2r S. etwa Bethge, rn Sachs, GG-Kommentar' 2' Aufl., München 1999, Art' 5 Rz'

201; Schmidt-BLeibtreu/Klein, GG-Kommentar, 9' Aufl., Neuwied 1999, Art' 5 Rz' 1o'
ia BVerfG v. 29. 5. 197 3,BVerfGE 35, S. 79, 774; BYerfG v. 7A. 3. 1992, BVerfGE 85,

S.  360,  384;  Karpen (Fn.11),  S.  16;  vgl .  auch Art .  142 VRV.
25 Garantie zumindest einer Grundausstattung, s. Karpen (Fn. 11)' 5.1.6;.Opper-

rnann, Ktkuwerwaltungsrecht, Tübingefi'- 1969, s.149; hierzu ausführlich Trute

(Fn. 1a), S. 42e ff ., 437.' 
* Vgl. auch Trute (Fn. 14), 5.427: ,,Dre Entscheidungen übe-r Geldmittel sind im

Bereich-der lVissenschaft immer auch Entscheidungen über Sachfragen"
27 Ahnlich Trute (Fn.14), 5.437. Historisch ging die staatliche vollalimentierung

stets mit der Sicherung staatlicher Kontroll- und Aufsichtsrechte einher, vgl' Karpen

(Fn. 1 1 ) ,  S.  36.
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den Sponsor in engem fwnhtionalem Zwsammenbang mit Forschung oder

Lehre erzielen 1äßt36. Entfernt sich die seitens des Sponsors geforderte Ge-

genleistung von den durch die \Tissenschaftsfreiheit gedeckten Betätigun-

gen, so scheidet eine Berufung auf Art. 5 Abs. 3 GG aus.
Liegt das Einwerben von Sponsorengeldern auch grundsätzlich im In-

teresse der tüissenschaftsfreiheit, so ist dem Einwand, die Sponsoren

könnten Inhalte und Richtung der von ihr geförderten 'Wissenschaft be-

stimmen wollen37, doch sorgfältig Rechnung zs tragen. Die Wissen-

schaftsfreiheit zieht dem Sponsoring von Universitäten Grenzen, soweit

die Unabhängigkeit von Forschung und Lehre berührt wird. Unmittelbar

wäre dies zwar erst dann der Fall, wenn der Sponsor Einfluß auf For-

schungs- und Lehrinhalte nähme, worauf es ihm - übrigens im Gegensatz

zur Drittmittelforschung - in der Regel gerade nicht ankommt. Allerdings

birgt auch die finanzielle Abhängigkeit von einzelnen Großsponsoren die

Gefahr einer sponsorenfreundlichen, und damit inhaltlich nicht mehr un-

abhängigen Forschung und Lehre. Problematisch sind darüber hinaus ak-

tive \Terbeaussagen über Produkte oder das Unternehmen des Sponsors

ebenso wie die offensive Verbreitung fremder \flerbebotschaften. Die
\Wissenschaftsfreiheit gebietet Distanz zu den ljnternehmenszieien des

Sponsors.
Zwar könnte eingewendet werden, derartige \ferbetätigkeiten erfolg-

ten nicht im Rahmen von Forschung und Lehre und könnten deshalb de-

ren Unabhängigkeit nicht tangieren. Doch die Hochschule wird, wenn sie

für den Sponsor wirbt, nicht gleich irgendeiner Privatperson tätig' son-

dern unterliegt auch insoweit der Grundrechtsbindung der 
'Wissen-

schafrfreiheit. Dabei ist nicht nur ein tatsächlicher Objektivitätsverlust,
sondern auch der durch ein werbewirksames Auftreten vermittelte Ein-

druck, die Universität sei Sprachrohr privatwirtschaftlicher lJnterneh-

mensinteressen, mit der Garantiefunktion der staatlichen lJniversität un-

vereinbar38.
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Die wissenschaftsrechtlichen Rahmenbedingungen des Hochschulspon-

soring lassen sich damit wie folgt zusammenfassen:

- Die Zulässigkeit vierbewirksamen öffentlichen Danks für empfangene

Spotror.r,g-.lder kann einfachgesetzlich bereits aus $ 25 HRG abgelei-

tet weroen.
- Soweit darüber hinaus die Grenzen des Hochschulsponsoring in Art. 5

Abs. 3 GG zu suchen sind, steht die \Tissenschaftsfreiheit einem Hoch-

schulsponsoring grundsätzlich nicht enrgegen, solange es hierbei nicht

zu ei.r.r Beeinflussung der Inhalte von Forschung und Lehre kommt.

Zulässig isr das Sponsoring insbesondere, wenn es gleichzeitig dem
'Süissenlchaftrrr"nif., und der Öffnu.tg der Universität für die Berufs-

welt dient.
- Nicht mir der besonderen Veranrworrung de^ staatl ichen Universität

für eine unabhängige'wissenschaft vereinbar sind hingegen aktive \Ver-

bemaßnahmen, mit denen die universität ihre Autorität in den Dienst

privater lJnternehmen srellt3e, ohne daß hierbei der bonhrete Anlafl der

iinanziellen lJnterstützung von Forschung und Lehre im vordergrund

steht.

Um die Einhaltung dieser rechtlichen Rahmenbedingungen zu gewähriei-

sren, aber auch um die für das Einwerben von Sponsorengeldern notwen-

diee Geschlossenheit zu erreichen, würde sich der Erlaß universitätsinter-

nei Spo.rroring-Richtlinien anbieten'

I I L steuerrechtliche AsP ehte

1. Problemstellwng

Im Rahmen der sreuerrechtlichen Beurteilung des Hochschulsponsoring

muß zwischen der Behandlung des Gesponsorten auf der einen, des spon-

sors auf der anderen Seite unterschieden werden. Für den Zuwendungs-

11
10

i6 Anhaltspunkte lassen sich auch der$eurteilung von sog. ,,An-Instituten" ($36

UG N\7) entnehmen. Soweit ,,An-Institute" als Kooperationen mit der Privarwirt-

schaft vorrangig der Verfolgung universitärer Zwecke dienen, können sie privarwirt-

schaf t l ichtät igwerden,s.  auchTett inger,HdBVissR,2 Auf l . ,  1996'  1.Bd' 'S.991'996'
37 S.Trute(Fn.  14),5.433 Duch€ne,sponsor ingder lJnternehmenimEinkommen-

und Körperschaftsteuerrecht, Köln 1995' S. 16.
rB Blum/Kaufmazn, WissR Bd. 18 (1985),  S.  1,2.

re Ein Indiz für die Differenzierung zwischen aktiver kommerzieller Fremdwer-

bung und dem Recht, sich sponsern 
".r1^rr.n, 

findet sich in Bezug auf d-as sog' Cam-

ourädio. (33a Abs. t S.f und 4 LRG N\f verbietet für Campusradio Werbung, er-

i"ubr j.doJh -.rnter Einhalrung der Vorauss€rzungen des $22c LRG - Sponsoring' Das

Verbeverbot resultiert aus deÄ funktionellen Zwsammenhang des Campusradios mit

den Aufgaben der Hochschule, d.h. freier'\Tissenschaft und Lehre; hierzu Gertb,ZUM

1996. s.847- 489.
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empfärlgcr ist von Bedeurung, ob er die empfangcnen Mitrei versteuern

-.,ß, fü, dcn Sponsor, inwieweit er die Aufwendungen von der steuerli-

chen Bemessungsgrundlage abziehen kann.

2. Allgerneine Grundlagen der Besteuerung von Universitäten

Das KSIG verfolgt die Grundkonzeprion der Steuerfreiheit der öffentli-

chen Handao, so daß die Universität als Körperschaft des öffentlichen

Rechts ($ 58 Abs. 1 S. 1 HRG) grundsätzlich nicht bzw. gemäß $ 2 Nr' 2

KStG nur beschränkt körperschaftsreuerpflichtig ist. unbeschränkt kör-

perschafrsteuerpflichtig sind juristische Personen des öffentlichen Rechts

nur insoweit, als sie einen Betrieb gewerblicher Art begründen ($$ 1

Abs. 1 Nr. 6, 4 KSIG). Dabei ist Steuersubjekt nicht der einzelne Betrieb

gewerblicher Arr, sondern die juristische Person des öffentl ichen Rechtsar.

Folglich wird bei einer einen Betrieb gewerblicher Art begründenden

wirtschaftlichen Betärigung der Fakultät die Universität und nicht die Fa-

kultära2 bzw. deren Betrieb gewerblicher Art als Steuerschuldner i.S. von

S 43 S. 1 AO in Anspruch genommen'

$ 4 Abs. 1 S. 1 KSIG definiert den Betrieb gewerblicher Art als Einrich-

tung, die einer nachhaltigen wirtschaftlichen Tätigkeit zur Erzielung von

Einnahmen dient und sich innerhalb der Gesamtbetätigung der juristi-

schen Person wirrschaftlich heraushebt. Gewinnerzielungsabsicht oder

Teilnahme am allgemeinen vrirtschaftlichen verkehr sind nicht erforder-

i ich. Ausgenommen von der Steuerpfl icht sind nach $ 4 Abs. 5 S' 1 KSIG

Hoheitsbetriebe. die das Gesetz ais Betriebe definiert, die überzaiegend

der Ausübung hoheitlicher Gewalt dienen. Ebensowenig begründet die

Vermögensverwaltung einen Betrieb gewerbiicher Art.

Das Hochschulsponsoring wirft die Frage auf, inwieweit die von der

Universität zu erbringenden Gegenleisrungen einen steuerpfl ichtigen Be-

trieb eewerblicher Art beqründen'

3. Allgerneine Grundlagen der ernagsteuerrechtlichen Behandlung

des Sponsoring

Zur ertragsreuerlichen Behandlung des Sponsoring hat das Bundesfinanz-

ministerium im Jahre 1998 eine norminterpretierende verwaltungsvor-

schrift, den sog. Sponsoring-Erlaßa3, veröffentlicht. Im Vordergrund

stand dabei di. F.ag. der Abzugsfähigkeit beim Sponsor. Die steuerliche

Erfassung beim Gesponsorten wurde nur relativ knapp und auf gemein-

nützige Körperschaften des Privatrechts zugeschnitten abgehandelt'

\7ährend es beim Sponsor um die Abgrenzung zwischen begrenzt ab-

ziehbarer Spende (S lob, $ 9 Abs' 1 Nr' 2 KSIG),'rnbegrenzt abzie,hbarer

Betriebsausgabe ($ 4 Abs. 4 ESIG) und nichtabziehbaren Kosten der pri-

vaten Lebensführung ($ 12 Nr. 1 ESIG) geht, ist auf der Seite der gesPon-

sorten steuerbegünstigten Körperschaft die Frage zu beantworten, wel-

chem Bereich die Einnahme zuzuordnen ist. Dabei gibt es nach dem

Grundsatz der Individualbesteuerung weder allgemein, noch bezogen auf

das Sponsoring ein Korrespondenzprinzip dergestalt, daß im Fall abzieh-

barei Betriebsausgaben beim Sponsor, beim Gesponsorten automatisch

steuerpflichtige Einnahmen vorliegen müßtenaa. Eine steuerlich optimale

Sponsoringgestaltung sieht daher so aus' daß beim Sponsor unbegrenzt

abzugsfähige Betriebsausgaben entstehen, die Zuwendung beim Gespon-

sorten aber in den steuerbefreiten Idealbereich fließt45.

Unentgeltlichkeit und Kausalzusammenhang zwischen Aufwendung

und Erwerbstätigkeit markieren auf der Seite des Sponsors die Abgren-

zung zwischen Spende einerseits, Betriebsausgabe andererseits. Auf der

Seite der gesponsorten Körperschaft sind die Abgrenzungsprobleme

komplexer. Die Frage, ob ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb begründet

wird - insbesondere in Abgrenzu ng zuf nichtsteuerbaren vermögensver-

waltung -, orientiert sich an der vom Gesponsorten zu erbringenden Ge-

genleistung. Maßgeblich soll nach dem Sponsoring-Erlaß sein, ob der-Ge-

,ponro.r. \Terbemaßnahmen des Sponsors lediglich duldet oder ob er

4r BMF v.  18.2.  1998, BStBl .  I I  1998,s.2121.
44  BMF v . ' t 8 . 2 .  1998 ,  BS tB l .  I I  1998 ,  5 .212 ,2 r3  Tz .9 ;  Mä rk l e ,  S tbJb  1998 /99 '

5.265,296;  Heuer,DSIR 1998, S.  18,  19;  Weiand, BB 1998, S.344,348;  Tbie l ,DB 1998,

5.842,844;  Strahl ,FR 1998, S.  761,771;  Boocbs (Fn.5) ,  S.208;  a l lgemein BFH v.  4.  4 '

1ggg, BStBl .  I I  1989, S.779.  Anderersei ts is t  es kaum vorste l lbar,  daß spo.nsor ing-Ein-

nahmen, die beim Gesponsorten einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb begründen,

beim Sponsor als Spenäe abziehbar sind, denn in diesem Fall wird regelmäßig_die Un-

"rrtg.ltii"hk.it 
derZuwendung zu verneinen sein, wie hier auch/. Lang,V.lP-Hand'

buch. Kaoitel T R2.224.
o5 Ob ein Sponsoring-Vertrag vorliegt, ist dabei für die steuerrechtliche Beurtet-

lung grundsätzfich irrelevant, da es nur auf die tatsächliche Ausgestaltung ankommt.
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ao Zu dieser Konzeption der subj. Steuerfreiheit als Regel und der ausnahmsweisen

Steuerpf l icht  s.  auch LauLe, DSIZ 1988, S.  183,  184.
t1 BFH v. 13.3.1974, BStBl. II 1974,5.591;Gail/Goutier/Grlitzner, KSIG' $4 Rz'

ß; Kalbfleiscb, in Arthur Anderseri, KSIG, $ 1 Rz. 1 18.'a2 
Nach S25 UG N$7 sind Fachbereiche (bzw. Fakultäten) die organisatorischen

Grundeinheiten der Hochschule. Die Fakultät selbst ist nicht Körperschaft des öffent-

lichen Rechts, sondern unselbständige, nur in Teilbereichen mit Rechten und Pflichten

ausgesrartet Organisationseinheit, vgl. Hänsch, Die Rechtsstellung der Fakultäten/

Fachbereiche in der Hochschule,  Diss.  \Würzburg,  5.130/LJ1.



selbst an den \Werbemaßnahmen mitwirkt. Zwischen den Fällen passiven

und aktiven Verhaltens steht der bloße Hinweis des Gesponsorten auf die

lJnterstützung des Sponsors. Dieser soll, soweit er ,,ohne besondere Her-

vorhebung erfolgt.,, nach dem Sponsoring-Erlaß keinen wirtschaftlichen

Geschäftsbetrieb begründen. Die Frage, ob - trotz Begründung eines

wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs - Sponsoring-Einnahmen im Rahmen

eines Zweckbetriebs (s 65 Ao) sreuerfrei vereinnahmt werden können,

lehnt der Sponsoring-Erlaß kategorisch und ohne Begründung aba6'

4. Übertragbarkeit der stewerrechtlichen Behandlung des Sponsoring

gemeinnätziger Körperschaften des Privatrechts awf das Sponsoring

öff e ntlicb -r e ch tlich e r Körp er s ch aft en

Keine Beachtung - weder in Rechtsprechung, Verwaltung noch Litera-

turaT - har bisher das unmittelbare Sponsoring öffentlich-rechtlicher Kör-

perschaften erfahren. Die bisher zum Sponsoring steuerbegünstigter Kör-

pe.schaften des Privatrechts, namentlich gemeinnütziger Vereine, erarbei-

teten Grundsärze können jedoch auch zur Beurteilung des Sponsoring öf-

fentlich-rechtlicher Körperschaften4s herangezogen werden. Denn die

steuerliche Konzeption der gemeinnützigen und der öffentlich-rechtli-

chen Körperschaft ist weitgehend identisch. Mit dem Gemeinnützigkeits-

und Spenäenrecht verfolgt der Gesetzgeber das Ziel,Private in die Erfül-

lu.rg uo., Staatsaufgaben einzubinden, den Staat auf diese'!üeise zu entla-

ste., u.rd gleichzeitig den Gemeinsinn in der Bevölkerung zu schärfen.

Deshalb gewährt er insoweit Steuerbefreiungen ($ 5 Abs. 1 Nr' 9 KSIG,

g 3Nr. 6 CewStG und $ 3 Abs. 1 Nr. 3b GrStG)' Vie bei der Steuerbefrei-

urrg de. öffentlichen Hand gebietet es der aus dem allgemeinen Gleich-

heiissatz gewonnene Grundsatz der Wettbeuerbsneutralitätae der Be-

sreuerung, die Steuerfreiheit dort nicht zu gewähren, wo ein Konkurrenz-

verhältnis mit steuerpflichtigen ljnternehmen besteht. Diese Funktion er-

füllt analog zum Betrieb gewerblicher Art der juristischen Person des öf-

fentlichen Rechts bei der gemeinnützigen Körperschaft der wirtschaftli-

che Geschäf tsbetr ieb (S64 AO, $5 Abs'  1 Nr.9 S.  2 KSIG, $ 3 Nr '  6  S '2

a6 BMF v.  18.2,1998, BStBl .  I  1 '998,5.212,213 (T2.9 aE).
a7 Eine Ausnahme bildet eine knappe Stellungnahme von

s.761,771.
as Eine solche ,,Anwendung" des Sponsoring-Erlasses auf

belaht M. Strah l, FR 1998, 5, 7 61, 77 1,.
ae K. Tipke, in Tipke/Kruse, $ 14 AO Tz. 2.
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GewStG)so. Sowohl aus dem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (S 14 S' 2

AO) als auch aus dem Betrieb gewerblicher Art vrird die Vermögensver-

waitung als steuerbefreit ausgegrenzt. Und schließlich finden auch auf öf-

fentlich-rechtliche Körperschaften im Rahmen ihrer Betriebe gewerbli-

cher Art die Vorschriften über Zweckbetriebe ($ 65 ff. AO) Anwendung'

wenn die Körperschaft des öffentlichen Rechts mit ihrem Betrieb gewerb-

licher Art steuerbegünstigte Zwecke verfolgt. Denn nach S 51 S'2 AO

sind die Vorschriften des Gemeinnützigkeitsrechts auf alle Körperschaf-

ten des KSIG, d.h. auch auf Betriebe gewerblicher Art öffentlich-rechtli-

cher Körperschaften, anwendbarsl.

t. Ertragssteuerrecbtliche Bewrteilwng des H ocbschwlsponsoring

a) Begrändwng eines Betriebs gewerblicher Art?

aa) Die Voraussetzungen des $ a Abs. 1 KSIG

Betrieb gewerblicher Art ist nach $ 4 Abs. 1 S. I KSIG jede Einrichtung,

die einer nachhaltigen wirtschaftlichen Tätigkeit zur Erzielung von Ein-

nahmen dient und die sich innerhalb der Gesamtbetätigung der juristi-

schen Person heraushebt52.

so  BFHv .30 .  11 .  1989 ,8S t81 .  I I  1990 ,5 .246 ,248 ;Bo r t , i nA r t hu rAnde rsen ,KS IG ,

$4 Rz.  52 (Stand Nov.  1996);  M. Strahl ,FR 1998, S.761,771;  Bader,  Hohei tsbetr ieb

und Betrieb gewerblicher Art im umsatz- und Körperschaftsteuerrecht, Diss. 1997,

5.83; Fischer, in Hübschmann/Hepp/Spitaler, AO-Komm', $ 14 AO R2.49'
st  BT-Drucks.  7 /4292, 5.20 zu $ 51 AO; BFH v.  31.  10.  1984'  BSIBI '  I I  1985, S.  162;

BFH v. 11. 2. 1997, BFH/NV 1997,5.625' 626; Kiefiling/Bucbna, Gemeinnützigkeit rm

Steuerrecht, 6. Aufl. 1997, S.2a/2\ Scholtz, in Koch, AO-Komm., $ 51 Rz. 6; Lang, in
'S0P-Handbuch, 

3. Aufl., 2001, Kapitel T Rz' 41 (im Druck); Tiphe, in Tipke/Kruse,

AO/FGO-Komm.,  $ 51 AO Tz.3;  Fichtelmann, DSIR 1993, S.  1514, 1515. Hierzu aus-

führlich He7, Stu'$( 2000, 5.467 ff .
52 Die Finanzverwaltung versucht Rechtssicherheit durch die Anvrendung fester

lJmsatzgrenzen zu erreichen (Abschn. 5 Abs. 4 S. 7 und Abs' 5 S' 3 KSIR 1995). Danach

soll es u-nterhalb eines Jahresumsatzes von 60.000 DM regelmäßig an der wirtschaftli-

chen Heraushebung fehlen, wobei es sich um eine Aufgriffsgrenze handelt (Seer, DStR

1993, S. 1751,1754), ab der das Vorliegen eines Betriebs gewerblicher Art überhaupt

erst geprüft wird. Zwischen 6O.OOO DM und 250.000 DM wird ein Betrieb gewerblicher

Art angenommen, wenn eine funktionelle Einheit positiv nachgewiesen_werden kann.

Über einem Jahresumsarz von 25O.OOO DM liegt stets ein Betrieb gewerblicher Art vor,

ohne daß dis Vorliegen einer Einrichtung speziell nachgewiesen werden muß. Der

BFH schließt sich den starren umsatzgrenzen der Finanzverwaltung nicht an, s. z'B'

BFH v .  1 i .  r . 1979 ,  BS tB l .  I I  1979 ,5 .746 ,749 ;  BFH v .25 .  10 .  1989 ,  BS tB l '  I I  1990 ,

S. 868, 870 f., wo darauf abgestellt wird, ob die Tätigkeit durch ihr wirtschaftliches Ge-

wicht $fettbewerbsrelevanz entfaltet.

1 5
1 4 Jobanna Hey VissR

M. Strabl, FR 1998,

Hochschulsponsoring
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Auch wenn zumeist den Tatbestandsmerkmalen der Einrichtung, der

wirtschaftlichen Betätigung und der wirtschaftlichen Fleraushebung ge-

genüber der nach $ 4 Abs. 5 KSIG vorzunehmenden Prüfung, ob ein Ho-

üeitsbetrieb vorliegt, nur geringe Bedeutung zukommtss, kann ein Groß-

teil der Sponsoringsachverhalte bereits hier aus der Besreuerung ausge-

schieden werden. Öffentlicher Dank für eine Spende ohne eine spezifisch

werbende Aussage über den Sponsor, und zwar auch soweit er durch An-

bringung eines Hinweisschildes dauerhaft zum Ausdruck gebracht wird,

erfüllt weder das Kriterium der herausgehobenen wirtschaftlichen Betäti-

gung, noch der Einrichtung. Vielmehr ist das Publikmachen der Spende,

mag sich hieraus auch ein positiver Imagetransfer für den Sponsor erge-

bett, 
"ls 

Annex dem Empfang der Spende zuzuordnen. Damit fehlt es an

einem echten Leistungsaustauschsa'
Andererseits kann aber professionelle Planung und organisation des

Sponsorings5 durch die universität leicht die Merkmale der Einrichtung

im Sinne des $ 4 Abs. 1 S. 1 KSIG erfüllen, und ist bei einem entsprechen-

den Volumen regelmäßig auch wirtschaftlich herausgehoben. Erst recht

erfüllen aktive \Werbeaussagen zugunsren des Sponsors ebenso wie die Er-

möglichung und lJnterstützung eigener Werbemaßnahmen des Sponsors

im ümfeld der Universität die Voraussetzungen einer wirtschaftlich aus

der Gesamtbetätigung der juristischen Person herausgehobenen Betätr-

gung iS des $ 4 Abs. 1 S. 1 KSIG'

bb) Abgrenzung zurn Hoheitsbetrieb $ a Abl 5 S. 1 KSIG)

Die Steuerpflicht greift indes nicht ein, wenn die Betätigung der lJniversr-

tät dem durch $ 4 Abs. 5 KSIG von der Steuerpfl icht ausgenommenen

Hoheitsbetrieb zugeordnet werden kann'
'Wann ein Hoheitsbetrieb im Sinne von $ 4 Abs. 5 KSIG vorliegt, ist

höchst streitig. Der Bundesfinanzhof zieht sich auf die Formel zurück, ein
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Hoheitsbetrieb liege vor, wenn die Tätigkeit der öffentlich-rechtlichen

Körperschaft ,,eigentümlich und vorbehalten" ist56' In der Literatur wird

diese Definit ion zu Recht als wenig trennscharf krit isiert, weil es im Be-

reich der Leistungsverwaitung nur wenige Bereiche gibt, die rein theore-

tisch nicht auch von privatwirtschaftlichen IJnternehmen ausgeführt wer-

ddn könnten57. Leitbild bei der Auslegung des Tatbestandsmerkmals ,,Ho-

heirsbetrieb" müsse die tVettbewerbsneutralität zu privaten IJnternehmen

sein, die herzustellen das ziel der Besreuerung der öffentlichen Hand ist.

Deshalb kann die steuerrechtliche von der öffentlich-rechtlichen Bestim-

mung hoheitlichen Handelns abweichen, und muß es sogar, wenn es gilt
'!Tettbewerbsverzernrngen zu vermeiden5s.

Für staatliche universitäten ergeben sich hieraus folgende Konsequen-

zen: Einerseits können universitäre Forschung und Lehre nach $ 3 UG

N\7, S 2 Abs. 1 S. 1 HRG dem Bereich hoheitiichen Handelns iS des $ 4

Abs. 5 S. 1 KSIG zugeordnet werden, weil es sich um der juristischen Per-

son des öffentlichen Rechts zugewiesene Aufgaben handelt. Andererseits

wächst diese Tätigkeit mit der Gründung privater Universitäten in den
'Wettbewerb 

hinein. So hat der BFH bisher Forschung und Lehre steuer-

rechtlich als Hoheitsbetrieb eingestuftse, dies jedoch für die Fälle der Auf-

tragsforschung eingeschränkt, weil insoweit ein Konkurrenzverhältnis

mit privaten Forschungseinrichtungen bestehe60'

Selbst wenn der Kernbereich von Forschung und Lehre nach wie vor

dem Hoheitsbereich zugeordnet werden kann, so ist keineswegs jede Be-

tätigung der Ljniversität hoheitiich. Forschung und Lehre und damit der

Bereiclr des Hoheitsbetriebs sind gerade nicht involviert ' wenn die ge-

sponsorte Hochschule aktiv Werbeleistungen zugunsten des Sponsors er-

btingt. Die Grenze des Hoheitsbetriebs ist I 'edenfalls dann überschritten,

*..r., di. Universität im Gegenzug zu der finanziellen Zuwendung auf

56 BFH v.  1.2.  12.  1951, BStBl .  r r l  1952, S.41;  BFH v.  4.  2.  1976, BStBl .  I I  1976,

S. 355;  BFH v.  30.  6.  1988, BStBl .  I I  1988, S.  910;  auch schon RFH v.1,6.1,7 '  1932 RSIBI '

1938 ,  S .  15 .
s7 

J. Lang, WP-Handbuch, Kap. T F.z. 1,73.
s8 So im Ergebnis auch der BFH, der der gesetzlichen Aufgabenzuweis rng nur in-

diz ie l le Bedeutung beimißt ,  BFH v '  30.  6.  1988, BStBl .  I I  1988, 5.910,91'2;  BFH v '  21 9 '

1989. BStBl .  I I  19i0,  S.  95 f f . ;  BFH v.  23.  1,0.  1,996,  BStBl .  I I  1.997,5.139,141 f .  Indiz für

diese vom öffentlichen Recht abweichende Begriffsbestimmung ist $4 Abs.3 KSIG,

der die Versorgungsbetriebe der öffentlichen Hand zu Betrieben gewerblicher Artde-

klariert, ob*ohl ei sich hierbei um ein typisches Betätigungsfeld im Rahmen der Da-

seinsvorsorge handelt.
s '  BFH-".  13.4.  1961, BStBl .  I I I  1961,,s.298;  BFH v.  14'  3.  1961, BStBl .  I I  1990'

s. 866, 868.
60 BFH v 30.  11.  1995, BFHE 1,79,5.447f f .  Der Gesetzgeber hat  h ierauf  mi t  der

Einfügung von $ 68 Nr. 9 AO geantwortet'
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53 Die Praxis verknüpft die Tatbestandsmerkmale der Einrichtung und der wirt-

schaftlichen Herausgehotenheit und legt beide Merkmale im Interesse umfassender
'$üettbewerbsneutralität weit im Sinne einer funktionellen Einheit aus' Danach reichen

besondere orsanisatorische Vorkehrungen für die Annahme einer Einrichtung (BFH v.

26 .5 .1977 ,8S t81 . i I  1 , 977 ,5 ,813 ,81a ) '  j a se lbs tbe i  e i ne rM i t e r l ed i gung imRahmenan -

derer Aufgaben soll eine lediglich zeitliche.;Abgrenzung ausreichen (BFH v. 1L.1'.1979'

BStBl. II loze,S.z+e1. Ebenso gering sind die Anforderungen für die Annahme eines

wirtschaftlichen Tätigwerdens. Äuch hier ist Auslegungskriterium das Ziel der'\(/ettbe-

werbsneurralität, so äaß jede Tätigkeit, die auch von einem Privatunternehmer ausge-

übt  werden könnte,  ausreicht  (BFH v '  9 5 '  1984, BStBl .  I I  1984,5 '726,727) '
5a Boochs (Fn.5) ,  S.98.
55 Diese s ind nach Boocbs (Fn.5) ,  s .  148 sogar \üesensmerkmal des Sponsor ing.
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produkte und Dienstleistungen des sponsors hinweist, etwa durch Schal-

tung von Anzeigen in einer Universitätszeitung6l, diesem gestattet den

Namen der ge{örderten Hochschule in seiner eigenen Werbung zu benut-

zen oder ihm Gelegenheit gibt, in der Universität Mitarbeiterwerbung zu

betreiben. In allen Fällen handelt es sich um Tätigkeiten, mit denen die

Hochschule in Wettbewerb mit privaten Marketing- bzw. Personalver-

mittlungsunternehmen tritt und eine unlösbare Verbindung mit der ho-

heitl ichen Tätigkeit Lehre und Forschung nichr besteht. zwar ist ern

\flettbewerbsverhä1tnis mit privaten lJnternehmen hinsichtlich des

Imagetransfers nicht denkbar, weil sich dieser nur durch das Sponsoring

grrad, der Universität erzetgen 1äßt62. Indes werden in zunehmendem

Maße private Universitäten, deren lJnterstützung Unternehmen in ein

ähnlich gutes Licht rückt, mit den staatlichen Hochschulen um Sponso-

ren gelder konkurrieren 63 . zudem darf die wettb ewerbs r elev anz nicht zu

eng gesehen werden64. Es reicht aus, daß der Sponsor ohne das Tätigwer-

den der Universität anderweitige Werbemaßnahmen ergreifen würde, die

von steuerpfl ichtigen IJnternehmen angeboten werden, denn Sponsoring

erfolgt häufig nicht zusätzlich zu traditioneller \Werbung, sondern ersetzt

und verdrängt diese partiell.
Problematisch sind die im Sponsoring-Erlaß als unschädiich qualifi-

zterten Fälle des bloßen Hinweises auf die Förderung durch den Spon-

sor65. In der Literatur wird die entsprechende Regelung im Sponsoring-

Erlaß als Billigkeitsvorschrift interpretiert66. Dieser Einordnung ist nicht

zuzustimmen. In den Fällen öffentlichkeitswirksamer Danksagung ohne

konkrete Werbeaussage muß früher angeserzr werden. Es fehlt bereits an

der Tatbestandsmäßigkeit, so daß für Billigkeitserwägungen kein Bedarf

besteht. Derartige Betätigungen sind, soweit man nicht - wie oben ange-

sprochen6T - schon die Voraussetzungen des $ 4 Abs' 1 S. 1 KSIG verneint,
jedenfalls dann dem hoheitlichen Bereich von W'issenschaft und For-

schung zuzuordnen, wenn die Tätigkeit der Hochschuie zumindest auch

die Funktion der Offenlegung der außerbudgetären Finanzierung erfüllt,

was bei einer zurückhaltenden Nennung des Namens des Sponsors zu be-
jahen ist, Transparenz der Finanzierung von Forschung und Lehre ist un-

erläßlich, um die Freiheit der universitären \Tissenschafr m gewährlei-

sten. Soweit die Information über die Finanzierungsbeiträge der 
'Süirt-

schaft bei der Namensnennung im Vordergrund steht, ist daher jedenfalls

nach der Überwiegensregelung des $ 4 Abs' 5 S. 1 KSIG vom Vorliegen ei-

nes steuerfreien Hoheitsbetriebs auszugehen, Das Überwiegensmerkmal
bestimmt, daß es bei der Steuerfreiheit bleibt, wenn hoheitliche und wirt-

schaftliche Betätigung ,,derart ineinandergreifen, daß eine genaue Abgren-

zung nicht möglich oder nicht zumutbar ist, wenn also die wirtschaftlicrre

Tätigkeit unlösbar mit der hoheitl ichen Tätigkeit verbunden ist und eine

Art Nebentätigkeit im Rahmen der einheitlichen, dem \üesen nach hoheit-

l ichen Tätigkeit darstellt.68"

cc) Abgrenzwng zur Vermögensz,erraahwng

Ohne steuerliche Konsequenzen bleibt das Sponsoring ferner dann' wenn

sich die Gegenleistungen der Universität als Vermögensverwaltung quali-

fizteren lassen. Die Vermögensverwaltung der öffentlichen Hand begrün-

det, obwohl es sich hierbei um eine wirtschaftl iche Betätigung i.S' des $ 4

Abs. 1 KSIG handelt6e. keinen Betrieb qewerblicher Art70.

67 Siehe I I I .5.c (1) .
68  BFHv  10 .7 .  1g62 ,BS tB l .  I I I  1962 ,5 ' 448 ,449 ;BFHv .  14 .3 . l 99J ,BS tB l .  I I  1983 ,

5.491, ,493.  R.  Seer,  DSIR 1992, S.1.751,1756,z iehrzur Auslegung des Überwiegens-

merkmals Art .4 Abs.5 S.2 der 6.  RLE\üG heran,  wo eine Steuerpf l icht  der öf fent l i -

chen Hand nur zur Vermeidung ,,größerer'Wettbewerbsverzerrungen" gefordert wird'
6e  RFHv  14 .  10 ,  1941 ,  RS tB l .  1 . 942 ,5 .6A9 ,610 ;  BFH v .  13 .3 .1974 ,  BS tB l .  I I  1974 '

S.391, 394; zustimmend Fischer, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, AO-Komm' (Stand:

August  1998),  $ 14 AO Rz. 61.
7o Wäh.end der BFH die Ausgrenzung der Vermögensverwalrung aus dem Betrieb

gewerblicher Art dessen typologischer Ah.rlichkeit mit dem Gewerbebetrieb - in der

L i t e ra tu rw i rdS l4S .3AOauchana loghe rangezogen (s '  Lang /See r ,S tuV1993 'S .42

49) - entnimmt, stellen Teile der Literatur auch insoweit auf die lffettbewerbsrelevanz

ab, die irn Bereich der Vermögensverwalrung typischerweise zu verneinen ist, so etwa

Hilttemann, Wirtschaftliche Betätigung und steuerliche Gemeinnützigkeit, Köln 1991,

S. 148ff.; zustimmend Bader (Fn.5A), S. 106f.; ferner K. Tipke, in Tipke/Kruse, $ 14

34 (2001 ) H ocb sch ukponsoring

or Anzeigengeschäfr in Vereinszeitung als wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb, s.

BFH v .9 .  t i .  tS t t ,  BS tB l .  I I  1 , 983 ,5 .27 ;  BFH v .4 .  3 .1976 ,  BS tB l .  I I  1976 , s .472 ;FG

Düsseldorf  v .  17.  1, .  1974,EFG 1974, S.  385,  386;  FinMin NR\ü v '  17 10.1983, SIEK AO

1927 $ 52 Nr.  26.
62 Zutr eff end für das Soziosp or'sortng An s o rge, BB 1 995' S. 25 05' 2508'
63 unschädlich ist diese Ko.kurrenz allerdings soweit die private Hochschule ih-

rerseits über Gemeinnützigkeitsstatus verfügt und Sponsorengelder steuerfrei verein-

nahmen kann.
6a Die angebotenen Leistungen müssen aus der Vorstellung der Abnehmer.gleichar-

tie und damiiaustauschbar sein, wobei eine völlige Gleichartigkeit nicht erzielbar ist, s

li. Sirgrl, Der Begriff des ,,Betriebs gewerblicher Art" im Körperschaft- und {Jmsatz-

steuerrecht ,  S.  285 mit  Fn.49,
6s BMF-Schreiben v.  18.  2.  1998, BStBl '  I  1998,5.21,2,213;  vg1'  ferner FinMrn'

Bayern, Erlaß v. 1 1. 2. 2OOO, DSIR 2OOO, S' 594: Die Benennung eines Saals der geförder-

t.n Kö.p.rr.h"ft nach dem sponsor (2.B. ,,BMV-Saal") begnindet keinen wirtschaftli-

chen Geschäftsbetrieb.
66 M. Strabl ,  FR 1998, 5.761,772;  Boocbs (Fn.5) ,  S.210;  Märkle,  StbJb 1998/99'

5,265,297:  anders Stobbe,DSIZ 1994, S.  583,  5S5, der insowei t  das Vor l iegen einer Ge-

genleistung verneint.



Deshalb fällt insbesondere die Gestattung der Nutzung des Namens

der Universit ät zu W erb ezwecken des Sponsors als Vermö gensverwaltun g

aus der Steuerpflicht heraus. Auch die gelegenrliche Überlassung von

Hörsälen an den Sponsor ist VermögensverwaltungTl' Betätigt sich die

Körperschaft demgegenüber durch Abschluß einer Vielzahl von Sponso-

ringverträgen mit jeweils individuell ausgehandelten Konditionen aktiv

am Markt so ist die Grenze der Vermögensverwaltung überschritten. Des-

halb verpachten lJniversitäten das Anzeigen- und tWerbegeschäft zumeist

langfristig an private lJnternehmen, um den Bereich der Vermögensver-
waltung nicht zu überschreitenT2. Für das Universitätssponsoring ist diese

Form der Einschaltung eines Dritten aber nur bedingt geeignet, weil der

Sponsor regelmäßig \Wert auf den direkten Kontakt mit der Hochschule

Iegen wird.

b ) B e grändung e ine s Zu e cbb e trieb s ?

aa) Die Verfolgwng gerneinnütziger Zutecbe im Betrieb gezaerblicber Art

Selbst wenn Sponsorenzahlungen zu Einnahmen aus einem Betrieb ge-

werblicher Art führen, so ist im Hinblick auf die gemeinnützige Ausrich-

tung der Universität73 noch zu prüfen, ob nicht möglicherweise ein steuer-

freier Zweckbetrieb iS des $ 65 AO vorliegtTa.
Der Steuerfreiheit des Zweckbetriebs liegt der Gedanke zugrunde, daß

die Verfolgung des gemeinnützigen Zwecks untrennbar mit der wirt-

schaftlichen Betätigung verbunden sein kannz5. Dabei wendet der BFH ei-

AO Tz. 11; kritisch demgegenüber Fischer, in: Hübschmann/Hepp/Spitaler, AO-

Komm. (Stand:  August  1998),  S 14 AO R2.67;  Pr inz, lbFSt.  1993/94,  S.  366,  321 f .
71  Lang / | ee r ,FR1993 ,5 .47 ,49 ;S t rah l ,FR1998 ,S .761 ' , 768 { , ' , de rabe rZwe i f e l  h i n -

sichtlich der Vereinbarkeit mit EG-Recht äußert.
72 Zwar stellt $ 4 Abs.4 KSIG die Verpachtung eines Betriebs gewerblicher Art sei-

ner Unterhaltung gleich, da bei der Verpachtung des Anzeigen- und Werbegeschäfts

kein größeres Inventar erforderlich ist, es wird jedoch noch von nichtsteuerbarer Ver-

mögensverwaltung ausgegange n, s. Bott, in Arthur Andersen, KSIG, $ 4 Rz. 103, s aber

auch BFH v.5.7.1972, BStBl .  I I  1972,5.776;  BFH v.  2.  3.  1983, BSIBI '  I I  1983'  S '  386.
73 Die den Universitäten nach $ 2 HRG und S 3 UG N\f zugewiesenen Aufgaben

fallen in den Katalog der steuerbegünstigten Zwecke des $ 52 Abs' 2 AO. \?issenschaft

und Forschung werden in $ 52 Abs.2 Nr.  1 AO unmit te lbar genannt.
7a Dies wird zwar im Sponsoring-p---------------o6laß nicht thematisiert, zutreffend aber von

Scbauboff, DB 1 998, 494,495 und Ansorge, BB 1 995, S. 2505, 2508 ff. für prinzipiell mög-

lich gehaiten. Dagegen meinrRödel,INF 1999, 5.747,748,\tetbung schließe die Annah-

-. .1n", Z*eckbitiiebs aus. Dies ergebe sich aus $67a Abs. 1 S.2 AO, der von der Selb-

ständigkeit der\üerbung ausgehe, und einen allgemeinen Rechtsgedanken 'l 'm Aus-

druck bringe; skeptisch auch Flsclrer, in Hübschmann/Hepp/Spitaler, $ 68 AO Rz' 21.
7s Srändise Rsor. seit RFH v. 24. 7. 1932 RFHE 42, 5. 64, 65; ferner erwa BFH v. 10.^ ' " r "  - " '  ^__
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nen strengen Maßsab an und geht von einem Zweckbetrieb nur dann aus,

wenn Zweck und wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb gleichsam eine Ein-

heit bilden.

bb) Zwechbetrieb i.S. d.es $ 68 Nr.9 AO?

!7ährend S 65 AO allgemein die Voraussetzungen des Zweckbetriebs nor-

miert, sind in $$ 66 - 63 AO Einzelfälle von Zweckbetrieben (\Tohlfahrts-

pflege, Krankenhäuser, Sportveranstaltungen etc.) aufgeführt, in denen
von den Voraussetzungen des S 65 AO abgesehen wird. Sind die Voraus-

setzungen der Zweckbetriebsfiktionen der $$ 66 ff. AO nicht erfüllt, so
kann auf S 65 AO zurückgegriffen werden.

Daß der Steuergesetzgeber durchaus willens ist, der notwendigen fi-
nanziellen lJnterstützung einer primär gemeinnützigen'Sü'issensch aft ad-

äquate steuerrechtliche Rahmenbedingungen zu schaffen, hat er durch die
Einfügung von $ 68 Nr. 9 A076 bewiesen. Danach werden'Wissenschafts-
und Forschungseinrichtungen, deren Träger überwiegend aus Zuwendun-
gen der öffentlichen Hand finanziert werden/7, als Zweckbetriebe fingiert.
Nicht vom Zweckbetrieb des $ 68 Nr. 9 AO umfaßt sind wirtschaftliche
Tätigkeiten ohne Forschungsbezug ($ 68 Nr. 9 S. 3 AO)78.

Zwar har eine aktive \Terbetätigkeit im Dienste privatwirtschaftlicher
lJnternehmen mangels Forschungsbezugs nicht teil an der erweiternden
Zweckbetriebsfiktion des $ 68 Nr. 9 AO. Anderes könnte aber für die Fäl-
le gelten, in denen die Universität dem Sponsor im Rahmen der ihr hoch-
schulrechtlich zugewiesenen Aufgabe der Vorbereitung der Studenten auf
die Berufswelt ($ 3 Abs. 1 S. 3 UG NW)tu Gelegenheit gibt, die berufliche
Praxis in seinem lJnternehmen vorzustellen8o. Legt man den \Tissen-

5.1955, BStBl .  I I I  1955,5.532;  BFH v.  2.  i0.  1968, BStBl .  I I  1969,5 43;  BFH v.  23'  11'

1988, BStBl .  I I  1989, S.391;  s.  auch Rüchert ,  Die er t ragsteuer l iche Behandlung des

Sponsoring, Diss. Köln 7999, 5. 765.
76 Geserzv.20.12.  1996, BGBI.  I  1996,5.2a74f .

" \Yoitschell, in Arthur/Andersen, KSIG, $ 5 Rz. 660.2 (Stand: Juni I99Z): Übermä-
ßige V'ettbewerbsverzerrungen sollten vermieden werden, indem die Begünstigung auf

überwiegend aus Mitteln der öffentlichen Hand finanzterte Forschungsvorhaben be-

schränkt wurde. D.h. die Auftragsforschung darf nicht im Zentrum der Tätigkeit ste-

hen, um den tü?ettbewerb zu reinen Einrichrungen der Auftragsforschung nicht zu ge-

fälirden.
78 BMF v. 22. 9. 1999, BStBl. I 1999, S. 944; OFD Nürnber g v. 26. 4. 2000, FR 2000,

s .633 .
ze Die Beteiligung an den Aufgaben der Studienberatung gehört zu den hauptberuf-

lichen Aufgaben der Professoren neben der'Wahrnehmung von Forschung und Lehre
($ a3 Abs.  1 S.2 HRG).

80 Zu dem Erfordernis einer Kooperation mit der'Süirtschaft qerade im Hinblick
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schaftsbegriff des $ 2 Abs. 1 S. 1 HRG zugrunde, dann gehören neben der

Forschung auch Lehre und Studium zum von $ 68 Nr. 9 AO erfaßten Be-

reich81. Die von der Hochschule im Gegenzug zu der finanziellen lJnter-

srürzung ermöglichre Präsentation der Berufschancen im ljnternehmen

des Sponsors hat unmittelbaren Bezug zu einer berufsbezogenen Studien-

beratung, weil auf diese Weise die Studenten aus erster Hand über das An-

forderungsprofil der Wirtschaft informiert werden. Es geht dabei nicht

nur um Mittelbeschaffung, sondern Mittelbeschaffung und die Herstel-

lung des Kontakts mit der Berufsvrelt bilden eine Einheit' Die engeren

Kriterien des $ 65 AO, insbesondere die Frage, ob der wirtschaftl iche Ge-

schäftsbetrieb zur Zweckerreichung notwendig ist ($ 65 Nr. 2 AO), sind

nicht zu prüfen. Voraussetzung frir die Anwendung von $ 68 Nr' 9 AO ist

aber, daß der Betrieb gewerblicher Art über eine Satzung verfügt, in der

die Verfolgung des steuerbegünstigten Zwecks festgehalten ist ($ 59

AO)82.

cc) Zzaeckbetrieb i.S. des $ 55 AO?

Darüber hinausgehende Gegenleistungen der gesPonsorten Hochschule

können hingegen, soweit sie nicht bereits als Hoheitsbetrieb oder ais Ver-

mögensverwaitung aus der Besteuerung herausfallen, grundsätzlich nicht

als Zweckbetrieb im Sinne der allgemeinen Vorschrift des $ 65 AO einge-

stuft werden. Aktive Absatz- und Produktwerbung der universität oder

die kurzfristige Vermietung von Verbetafeln an den Sponsor ist weder un-

mittelbar iS von $ 65 Nr. 1 AO auf die Verwirklichung der steuerbegün-

stigten Zwecke Forschung und Lehre gerichtet83, noch zur Zweckerrei-

chung notwendig. Denn es ist schlechterdings nicht vorstellbar, daß die

Werbung für Produkte eines erwerbswirtschaftlichen lJnternehmens un-

erläßliche Voraussetzung ist, um einen satzungsmäßigen Zweck zu Yer-

34 (2001,) H och scbubponsoring

wirklichen. Vielmehr werden hier Einkünfte lediglich bei Gelegenheit der

gemeinnützigen Tätigkeit erwirtschaftet8a.

c) Zwiscbenergebnis: Zwordnwng des Sponsoring zw den einzelnen
Steuersphären der gesponsorten Uniaersität

Damit läßt sich folgende Zuordnung des Sponsoring zu den verschiede-
nen steuerlichen Sphären der Universität festhalten:

- Bloße Hinweise der Hochschule auf den Sponsor ohne eindeutig wer-

benden Charakter sowie die Benennung von Einri:htungen nach dem
Sponsor sind dem Hobeitsbetrieb von Forschung und Lehre zuzuord-
nen. Sie begründen keinen Betrieb gewerblicher /rr. Dasselbe muß
grundsätzlich auch gelten, wenn auf einer Internetseite der gesponsor-
ten Einrichrung auf den Sponsor hingewiesen wird85.

- Auch die an den Sponsor gerichtete Erlaubnis, das Engagement für die
Hochschule im Rahmen der eigenen lVerbung zu nutzen, Iöst keine
Körperschaftsteuerpflicht aus, da sie sich im Bereich der Vermögens-
,uerwaltung abspielt.

- Hingegen überschreitet die an eine Vielzahl einzelner Sponsoren ge-
richtete kurzfristige Gestattung, \(erbeplakate und Informationsstän-
de in der Universität zu plazieren oder Anzeigen in einer Universitäts-
zeitung zu schalten, den Bereich der Vermögensverwaltung und be-
gründet einen steuerpflichtigen Betrieb gewerblicher ,4rt. Dies gilt
auch für jede Form von aktiver tfferbung für den Sponsor durch die
Hochschule.

- Für von der Universität ermöglichte Mitarbeiterwerbung kann hinge-
gen - obwohl die Hochschule insoweit in Wettbewerb mit steuerpfiich-
tigen Personalvermittlungsunternehmen tritt - die Zra eckbetrie bsrege-
lung des $ 68 Nr. 9 AO herangezogefl werden.

84  Rücke r t  (Fn .75 ) ,  S .1 i o .
85 Allerdings soil nach Ansicht der bayerischen Finanzverwaltung (DSIR 2000,

S.594) dann ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb bzw ein Betrieb gewerblicher Art

begnindet werden, wenn der Name des Sponsors als Link ausgestaltet ist, so daß der
Benutzer auf die Homepage des Sponsors gelangen kann; so auch schon Krome,DB
1999,2030,2032; dagegen zu Recht kritisch hhtp://www'pinkernell.delsponsor.htm.

auf die Berufsbezogenheit universirärer Ausbildung s. auch/. Blum,Hochschulmana-

gement,  Baden-Baden 1988, S.41'
" 81 Der Anwendungserlaß zu $ 68 Nr. 9 Ao bezieht sich allerdings nur auf die For-

schung, s.  BMF v.  22.  9.  1999, BStBl .  I  1999,5.944 (Tz. I .2) .
t ' "BFHv .3 i . iO .  1984 ,BS tB l .  I 1  1985 ,S .  162 ;BR-Drucks .39a /96 ,5 .88 f . ;Doemen ,

UR 1992 5.285,  286;  Lang, in WP-Handbuch, 2.  Auf l . ,  2000 Kapi te l  T Rz' ,104 ( im

Druck): Für jeden Betrieb gewerblicher Art ist eine eigene Satzung erforderlich.
8' öb dern Tatbestandsmerkmal dec-lljnmittelbarkeit überhaupt eigenständige Be-

deutung beikommt, ist umstritten und wird überwiegend abgelehnt, s. Hü-ttemann

(Fn.7oiS.274f.; zurückhalten der K. Tipke, in Tipke/Kruse, $ 65 AO Tz' 2 f.: $ 65 Nr' 2

*..ht $ OS Nr. 1 praktisch überflüssig und läßt Raum für Zweckbetriebe in erster Linie

im Geiundheit.ryrt.-, im Wohlfahrrs- und Fürsorgewesen und im Bildungswesen.

$ 65 Nr. 2 AO lautete besser: ,,wenn die Zwecke nicht auch von nichtbegünstigten Un-

ternehmen erfüllt werden könnten".
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6. IJmsatzsteuerrechtliche Folgen des Sponsoring

'\üissR

Die Begründung eines Betriebs gewerblicher Art hat nicht nur körper-

schafrsteuerrechtliche Folgen. Auch die lJmsatzsteuerpflicht der juristi-

schen Person des öffentlichen Rechts knüpft an den Betrieb gewerblicher

Art an ($ 2 Abs, 3 S. 1 USIG i.V.m. $$ 1 Abs. 1 Nr. 6, 4 KSIG)' IJnterneh-

mer i.S. des uStG ist die Hochschule nur im Rahmen ihrer Betriebe ge-

werblicher Art ($ 2 Abs. 3 S. 1 uStG). soweit die von der universität zu

erbringenden Leistungen dem Hoheitsbetrieb Forschung und I,ehre zu-

,.,ordi.r, sind, entstehr keine Umsatzsteuerpflicht. Dies gilt auch für alle

Tätigkeiten, die sich als vermögensverwaltung einordnen lassen86. Inso-

weiideckt sich die umsarzsreuerrechtliche Behandlung mit der körper-

schaftsteuerrechtlichen'
Der Gleichlauf von Körperschaft- und lJmsatzsteuer endet beim

Zweckbetrieb. obwohl die Einnahmen des Zweckbetriebs keine Körper-

schaftsteuer auslösen, sind die umsätze umsarzsteuerpflichtig, weil der

Zweckbetrieb Betrieb gewerblicher Art ist und folglich die unternehmer-

eigenschaft der juristischen Person des öffentlichen Rechts ($ 2 Abs. 3

USIG) begnindet. Allerdings gilt für Umsätze im Rahmen von Zweckbe-

trieben dei ermäßigte Steuersatz vonT%o ($ 12 Abs.2 Nr. 8a S' 1 USIG)87'

Im übrigen unrerliegen die umsätze des Betriebs gewerblicher Art, so-

weit diese ni.h, i- Rahmen eines Zweckbetriebs anfallen, dem regulären

Ijmsarzsreuersatz von 16% (s i2 Abs.2 Nr. 8a s.2 USIG). Steuerbefrei-

ungen nach $ 4 uStG greifen nicht ein. weder handelt es sich bei der kurz-

fristigen Vermietung von \üerbeflächen in der Universität - soweit diese

nichJals vermögensverwalmng steuerfrei ist - um eine steuerbefreite ver-

mietungsleisr.rrrg8t, ,roch ist die für die Drittmittelforschung geschaffene

Steuerbefreiung des $ 4 Nr. 21,a s.l uStG anwendbar. Auch die voraus-

serzungen d.r $ + Nr. 22a USIG, der von Körperschaften des öffentlichen

Rechts durchgeführte Veranstakungen wissenschaftlicher oder belehren-

der Art befreit, werden von \Terbeveranstaltungen nicht erfüllt'

7. Besteaerung beim Sponsor

Aus der Sicht der gesponsorten Universität ist nicht nur die eigene Be-

steuerung von Interesse, sondern gleichermaßen die Behandlung der Zu-

wendung beim Sponsor. Denn Bereitschaft und Höhe des finanziellen En-

g"g.-.tl, hängen wesentlich davon ab, unter welchen Bedingungen die

Aufwendungen im Rahmen der Einkommen- und Körperschaftsteuer

beim Sponsor abziehbar sind.
Das Gesetz sieht für den Abzug von Sponsoringaufwendungen keine

Sonderregelungen vot so daß die allgemeine vorschrift des Betriebsausga-

benabzugs $ 4 Abs. 4 ESIG (ggfalls i.V.m' $ 8 Abs. I KSIG) Platz greift'

Nach dem dort niedergelegten Veranlassungsprinzip müssen die Aufwen-

dungen objebtir., mit dem Betrieb zusammenhängen und subjehtirt dazu

bestimmt sein, dem Betrieb zu dienen. Fehlt es für die Annahme des Be-

triebsausgabenabzugs an der erforderlichen Veraniassung durch die Er-

werbsrätigkeit und steht die Unentgeltlichkeit im Vordergrund, so kommt

gemäß $ 10b Abs, 1 ESIG der Spendenabzug in Betrachtse, denn auch ju-

risrische Personen des öffentlichen Rechts sind gemäß $ 49 Nr. 1 ESTDV

spendenberechtigt, soweit die Zuwendung für gemeinnützige, namentlich

für wissenschaftliche Zwecke geleistet wird ($ a8 ESTDV)'

Die Abgrenzung hat sich im jeweiligen Einzelfall insbesondere am

Merkmal der unentgeltlichkeit zu enrfahen. spende und Betriebsausgabe

schließen sich aus, weil die Spende begrifflich voraussetzt, daß ihr keine

Gegenleistung gegenübersteht, d' h. daß es sich um eine unentgeltl iche

Auigabe handelteo. Dabei wird der Begriff der Gegenleistung anders als

im Zivilrecht nicht als Konnexität verstanden. Vielmehr führt bereits ein

tatsäcblicher wirtschaftlicber Zusammenhangel mit einer Leistung des

Empfängers zum Ausschluß der Annahme einer Spende. Eine thematische

Verbindung zwischen Llnternehmensgegenstand und Fördergegenstand

8e Dabei birgt aus der Sicht des Sponsors der Betriebsausgabenabzug gegenüber

dem Spendenabzug eine Reihe von vorteilen. Betriebsausgaben können in unbe-

schränlter Höhe ohne die Grenzen des $ 1Ob Abs' 1 S.2 ESIG abgezogen werden; der

Betriebsausgabenabzug fordert keinen gemeinnützige.l Empfänger;.Betriebsausgaben

fallen in di.komp"t.nz der Vorstands- und Geschäftsführungsmitglieder und werden

aus dem allgemeinen'süerbeetat bestritten, während dasp-ersönliche Spendenvolumen

einzelner Vorstandsmitglieder meist sehr gerin g ist (Märkle, StbJb 1 998/99, 5.265,291;

Hezer, DSIR 1996, 5. 17 89, 1790).
ea Stobbe,DSIZ 1994, S.583,  584.
ei  BFH v,  25.  1L.  1982 BStBl .  I I  1988, S.220;  BFH v '  12.  9.  1990, BSIBI '  I i  1991'

s .258 .
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86 Insovreit unterscheidet sich die juristische Person des öffentlichen Rechts von

der gemeinnützigen Körperschaft. bei der der dem Hoheitsbetrieb vergleichbare ideelle

Berä.h, ,lro 
",rÄ 

die Vermögensverwaltgng umsatzsteuerpflichtig ist, allerdings zum

ermäßigten Steuersatz des $ 12 Abs' 2 Nf8a USIG'
8' frrnzel, in Rau/Dürrwäcliter/Flick/Geist, UStG-Kommentar (Stand: Oktober

1991),  S 12F.2.67.
td 'dFHt 31.7.  1g62,BStBl .  I I I  1962,s.476:KeinMiewertragüberdenfürdasAuf-

stellen benötigten Grund- und Boden. Auch Mietverträge über die_Aufstellu_ng von
'\7',erbeständen"fallen 

nicht unter $4 Nr. 12, s. Kraeusel, in Reiß/Krauesel/Langer,

UStG-Kommentar (Stand: August 1996), $ 4 Nr. 12 Rz. 21'
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ist nach heutiger Auffassung auch der Finanzverwaltunge2 nicht erforder-
lich, trägt aber zvr Übe.z.ugungskraft der Betriebsausgabe beie3. Unpro-
blematisch ist die Annahme von Betriebsausgaben, wenn der Gesponsorte
eine aktive \Werbeleistung zugunsten des Sponsors erbringtea. Ob auch der
Imagetransfer, vermittelt durch öffentlichen Dank oder öffentliche Be-
kanntgabe als die im Bereich des Hochschulsponsoring vorrangig einzu-
setzende Variante des Sponsori ng zumBetriebsausgabenabzug berechtigt,
ist indessen stets anhand des jeweil igen Einzelfalls sorgfältig zu prüfene5.
Dabei wird für die Annahme eines betrieblichen Veranlassungszusam-
menhangs nicht für ausreichend angesehen, wenn das Sponsoring ledig-
l ich auf die Person des Soonsors und nicht auf die Produkte oder das Un-
ternehmen aufmerksam machen sollo6. M.E. kann jedoch auch der Hin-
weis auf die Person des Sponsors ausreichen, wenn ein thematischer Be-
zug zum lJnternehmen und seinen Leistungen enrweder durch die Art der
Zuwendung (Baufirma renoviert unentgeltlich Hörsaal und wird dafür am
Eingang des Hörsaals gewürdigt) oder die Art der geförderten Veranstal-
tung (Rechtsanwaltskanzlei sponsort rechtswissenschaftliche Tagung)
hergestellt wird.

IV. Resümee

Die Erschließung alternativer Quellen der Hochschulfinanzierung ist
wünschenswert und unerläßlich. \Tissenschaftssponsoring muß sich je-

doch dem Gegenstand angemessen dezent im Hintergrund halten, kann
nicht laut daherkommen wie das Sportsponsoring. Vissenschaftliche Un-
abhängigkeit ist ein hohes Gut, das finanziellen Notwendigkeiten nicht
geopfert werden darf. So giit es in erster Linie, bei der \flirtschaft Verant-
wortungsbewußmein für eine nur im Klima wissenschaftlicher Freiheit
gedeihende universitäre Ausbildung zu wecken. Dem Sponsor, der den ei-
gentlichen Gegenwert seiner Zuwendung in der Erhaltung des Ausbil-

e2 So aber noch OFD Düsseldor{ v. 9. 12. 1.992,D8 1993,S. 128.
e3 So sicher zutreffend Rödel, INF 1999, 5.71,6,71.7.
ea Boochs (Fn.5) ,  S.  191.
e5 Noch abgelehnt  in BFH v.  9.  8.  1989;-BStBl .  I I  1990, 5.237,239 (Sparkassenur-

teil): ,,Aufwendungen für einen gemeinnürztgenZweck führen nicht schon dann zu
(sonstigen) Betriebsausgaben, wenn mit den Aufwendungen die Öffentlichkeit auf die
Person des Spenders aufmerksam semacht werden soll."

e6 Hessisches FG v.  23.  I  1.  19-98,  EFG 1999, 5.496;  Boochs (Fn.5) ,  S.  195;  Rödel ,
INF 1999. 5.716.717. Andererseits ist anerkannt, daß bereits die Mitarbeitermotivation
ausreicht ,  um eine Betr iebsausgabe anzunehmen (s.  Stobbe,DSIZ 1994, S.  583,  585).

dungsstandards sieht, wird eine zurückhaltende \fürdigung häufig schon

g.nlig.rr. Er hat es nicht auf den vordergründigen schnellen und lauten

Werbeeffekt abgesehen'

Sumrnary

As far as scientific law is concerned, the sponsoring of universities does not meet with

objections. Non-constitutional provisions do not exist. However, the independence

of r.r.^r"h and teaching guaranteed in Art. 5 par' 3, 1 GG (Grundgesetz = Constitu-

tion) must b. m"i'tainldl This requires a certain caution in view of the commercial

go"l, of th" sponsor as regards the communicative considerations that the universitres

[".'r" ro .r..rr.. As far aslax law is concerned, it is decisive whether considerations of

the university are execured within the framework of a tax-free public service under-

taking or 
".r"bli.h 

an enrerprise of industrial nature, This depends decisively on the

"h"r"""t". 
of the executory consideration. Any kind of public gratitude_has no tax

.o.rr.q,.r"rr."r, even if it is expressed in a manner that intends to Promote the image of

th" ,pärrror. Ho*",r"" actite adtertising for the enterprise of the sponsor exceeds the

tax liability limit.
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